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(2) Die Ausweitung von Entscheidungen erfolgt ins­
besondere durch:

1. ihre Erläuterung im Betrieb

2. Auflagen an die Leiter der betroffenen Betriebe

3. Signalisationen, zusammenfassende Berichte und 
Analysen gegenüber den übergeordneten Organen 
und anderen Staatsorganen

4. Übersendung der Entscheidungen an die Finanzor­
gane, wenn eine Verletzung der Finanzdisziplin 
festgestellt wurde

5. Veröffentlichungen.

(3) Das Staatliche Vertragsgericht kann in wirt­
schaftspolitisch bedeutsamen Schiedsverfahren die 
Durchführung seiner Entscheidung kontrollieren und ist 
berechtigt, von den Betrieben und Einrichtungen zu ver­
langen, daß sie den Stand der Realisierung der Ent­
scheidung mitteilen.

(4) Stellt das Staatliche Vertragsgericht fest, daß Be­
triebe und Einrichtungen das kooperative Zusammen­
wirken mit den Räten der Städte und Gemeinden be­
einträchtigen, so hat es die zuständigen Räte der Städte 
und Gemeinden darüber zu informieren und bei schwer­
wiegenden Mängeln eine Auswertung vor der Volks­
vertretung oder einem ihrer Organe anzuregen.

VI.

Durchsetzung der Vertragsdisziplin und der 
Entscheidungen

§43

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig als Leiter oder 
leitender Mitarbeiter eines Betriebes, einer Einrichtung, 
einer Vereinigung Volkseigener Betriebe oder eines 
gleichgestellten Organs die ihm obliegenden Pflichten 
zur Einhaltung der Vertragsdisziplin verletzt, kann mit 
Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt 
werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 aus 
Vorteilsstreben oder ähnlichen, die gesellschaftlichen 
Interessen mißachtenden Beweggründen oder wieder­
holt innerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ord­
nungsstrafe geahndet worden oder ist ein größerer 
Schaden verursacht worden oder hätte er verursacht 
werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 
1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Wer vorsätzlich oder fahrlässig seine Mitwir­
kungspflicht bei der Vorbereitung, Durchführung und 
Auswertung von Schiedsverfahren verletzt oder die 
Durchführung des Schiedsverfahrens anderweitig be­
hindert. kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 
bis 100 M belegt werden.

(4) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens 
obliegt den Vertragsrichtern des Staatlichen Vertrags­
gerichts, gegenüber den Generaldirektoren der WB 
und gleichgestellten Organe dem Vorsitzenden des 
Staatlichem Vertragsgerichts und seinen Stellvertretern.

(5) Bei Beschwerden entscheidet der Vorsitzende des 
Staatlichen Vertragsgerichts endgültig.

(6) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfah­
rens und den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen 
gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung 
von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).
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§ 44

(1) Das Staatliche Vertragsgericht kann Handlungen 
oder Leistungen von Betrieben, Einrichtungen, Vereini­
gungen Volkseigener Betriebe oder gleichgestellten Or­
ganen zur Durchsetzung von verfahrensleitenden Ver­
fügungen, Entscheidungen, Auflagen oder sonstigen 
Maßnahmen des Staatlichen Vertragsgerichts durch 
Festsetzung eines Zwangsgeldes bis zu 50 000 M erzwin­
gen.

(2) Das Zwangsgeld ist vorher schriftlich anzudrohen. 
Die Androhung muß enthalten:

1. die Bezeichnung der Handlung oder Leistung, de­
ren Durchführung erzwungen werden soll

2. die Frist, innerhalb derer die Handlung oder Lei­
stung durchzuführen ist

3. die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes.

(3) Das Zwangsgeld wird durch Beschluß festgesetzt. 
Es kann wiederholt festgesetzt werden. Die wiederholte 
Festsetzung ist jeweils erneut anzudrohen.

(4) Das festgesetzte Zwangsgeld ist innerhalb einer 
Frist von 3 Tagen zu bezahlen; es sei denn, daß die 
Handlung oder Leistung zum Zeitpunkt der Zustellung 
des Beschlusses bereits durchgeführt war.

§45
(1) Geldforderungen, für die vollstreckbare Titel des 

Staatlichen Vertragsgerichts vorliegen, können im Voll­
streckungsverfahren gegen sozialistische Betriebe durch 
Abbuchung vom Konto des Schuldners, gegen nicht so­
zialistische Betriebe durch Pfändungs- und Überwei­
sungsbeschluß beigetrieben werden.

(2) Die Vollstreckung von Geldforderungen in zweck­
gebundene Fonds darf nur erfolgen, wenn die Geldfor­
derung planmäßig aus diesem Fonds zu begleichen war.

(3) Entscheidungen des Staatlichen Vertragsgerichts, 
die andere Ansprüche als Geldforderungen zum Gegen­
stand haben, werden gemäß § 44 durchgesetzt.

(4) Vollstreckbare Titel des Staatlichen Vertragsge­
richts sind:
1. Entscheidungen, die ein Schiedsverfahren beenden
2. Beschlüsse über die Festsetzung von Zwangsgeldern 

und Ordnungsstrafen
3. Verfügungen der Geschäftsstelle über die Kosten 

und über die Festsetzung von erstattungsfähigen 
Aufwendungen.

(5) Vollstreckbaren Titeln des Staatlichen Vertrags­
gerichts gleichgestellt sind die im Rahmen einer eigen­
verantwortlichen Lösung'der Partner schriftlich einge­
gangenen Verpflichtungen zur Zahlung von Geldbeträ­
gen.

§46
(1) Zur Vollstreckung in das Bankguthaben oder in 

eine andere Forderung eines nicht sozialistischen Be­
triebes oder eines mit seinem persönlichen Vermögen


